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GERECHTE WELTWIRTSCHAFT 
KONZERNE AUF DER BREMSE
Die Herausforderungen des 21. Jahrhunderts sind vielfältig. Klimakrise, Wirtschaftskrise und Kriege 
haben verheerende Folgen und verschärfen die globale Ungleichheit. Die EU bedient allerdings immer 
noch die Interessen der Konzerne bei wichtigen politischen Entscheidungen. Mit gesellschaftlichem 
Druck von Gewerkschaften, NGOs und Interessenvertretungen sind dennoch Erfolge möglich. Als pro-
gressiver Akteur entpuppte sich einmal mehr das Europäische Parlament, während sich der Rat als 
Bremsklotz erwies. 

Neokoloniale Abhängigkeiten

Der Globale Norden hat eine historische 

Verantwortung in mehrerlei Hinsicht. Zu-

nächst sind einige Länder – Spanien, 

Frankreich, Großbritannien, Niederlande 

etc.- ehemalige Kolonialmächte. In Ländern 

des Globalen Südens hinterließ das Kolo-

nialerbe negative Spuren. Diese Länder 

fungieren bis heute vorrangig als Rohstoff-

lieferanten. Ihr Rohstoffreichtum hat sich 

allzu oft für sie als Nachteil herausgestellt, 

weshalb gerade die Länder mit den meisten 

und wertvollsten Rohstoffen häufig zu den 

ärmsten gehören.1 Aber wieso eigentlich? 

Plakativ lässt sich diese Problematik am 

Beispiel des Schweizer Konzerns Glencore 

im Tschad, einem der ärmsten Länder welt-

weit, darstellen. Glencore gewährte dem 

Tschad einen Kredit von 1,45 Milliarden 

US-Dollar, den das Land in Form von Roh-

stoffen zurückzahlen sollte. Durch den fal-

lenden Ölpreis musste der Tschad beinahe 

seine gesamte Ölproduktion an Glencore 

übergeben. Damit hat sich das Land nicht 

nur enorm verschuldet, so flossen auch 

hohe Gewinne im Ölbereich an den Groß-

konzern. Kein Wunder also, dass Glencore 

im Jahr 2022 einen Gewinn von 17,3 Mil-

liarden verzeichnen konnte- das 1,4-fache 

des BIPs vom Tschad in dem Jahr.2 Um sich 

Gewinne zu sichern, scheuen Konzerne wie 

Glencore auch nicht vor dreister Korruption 

zurück, wie jüngste Beispiele zeigen.3

Neuausrichtung der EU-Handels- und 
Investitionspolitik notwendig

Auch die Handelspolitik der EU mit ihrer 

Liberalisierungsagenda zementiert die be-

stehenden Ungleichgewichte ein. Die Han-

delsabkommen der EU mit afrikanischen 

Ländern, die sogenannten EPAs, verbieten 

beispielsweise Ausfuhrsteuern für Roh-

stoffe. Dadurch können afrikanische Länder 

nicht ausreichend Anreize bieten, um selbst 

von ihrem Rohstoffvorkommen zu profitie-

ren und durch eigenständige Verarbeitung 

ihre Industrialisierung voranzutreiben.4 Au-

ßerdem sollen mit diesen Abkommen nicht 

konkurrenzfähige afrikanische Märkte für 

europäische Konzerne geöffnet werden. 

Das hat zur Folge, dass einige afrikanische 

Länder mit europäischem Billig-Hühner-

fleisch überschwemmt werden, was lokale 

Anbieter in den Ruin treibt.5 Aber auch die 

Handels- und Investitionsabkommen mit la-

teinamerikanischen Ländern, z.B. mit Chile6 

und dem Mercosur7, folgen immer noch ei-

ner veralteten Doktrin der einseitigen Libera-

lisierung und verschärfen so die Abhängig-

keit. Anstatt Länder des Globalen Südens 

in ihrer Entwicklung zu unterstützen, soll ihr 

Status als Rohstofflieferanten auf Kosten 

von Umwelt und Beschäftigten gesichert 

werden. Chile soll Lithium und Kupfer lie-

fern, das dort unter verheerenden Arbeits-

bedingungen abgebaut wird, während Chile 

im Gegenzug Autos und Chemikalien aus 
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der EU importieren soll. Konzernen werden 

außerdem Sonderklagerechte eingeräumt, 

die demokratische Institutionen aushebeln 

und progressiver Politik im Weg stehen.8 

Diese neoliberale Doktrin ist in der Handels-

politik der EU fest verankert und bedient vor 

allem die Interessen der Konzerne statt von 

breiten Teilen der Bevölkerung weltweit.

Vor dem Hintergrund dieser Missstände 

wird klar, dass die EU nicht nur eine histo-

rische, sondern auch eine allgemeine Ver-

antwortung gegenüber den Menschen und 

dem Klima, nicht nur in Europa, sondern 

auch in den Entwicklungsländern hat. Des-

halb muss sie gerade Unternehmen endlich 

in die Pflicht nehmen. Auf Basis des gesell-

schaftlichen Drucks in Klima- und sozialen 

Fragen von Gewerkschaften, NGOs und Zi-

vilgesellschaft und insbesondere auch ein 

fortschrittliches Europäisches Parlament 

sind dahingehend auch Vorstöße möglich 

gewesen. Aber auch bei den nachfolgenden 

Beispielen wird klar, dass die nationale und 

internationale Konzernlobby wieder kräftig 

mitmischen durfte und wichtige Initiativen 

dementsprechend verwässert wurden.

Das EU-Lieferkettengesetz

Die Sorgfaltspflicht umschreibt die Verant-

wortung von Unternehmen, Missstände in 

Bezug auf Menschenrechte und Umwelt-

schäden vorzubeugen bzw. abzustellen. 

Man spricht deshalb auch von “Bemü-

hungspflichten”, da diese Pflichten unab-

hängig davon einzuhalten sind, ob ein Scha-

den eintritt oder nicht. Da sich jedoch in 

der Vergangenheit unverbindliche Leitsätze 

und Prinzipien der UN und der OECD in 

der Praxis nicht bewähren konnten, hat die 

EU nach nationalen Gesetzen in Frankreich 

und Deutschland ein eigenes “EU-Lieferket-

tengesetz” Anfang 2022 vorgelegt, das bei 

Missachtung auch Sanktionen vorsieht.9 Die 

Kommission hat allerdings bereits im Vorfeld 

die Einflussnahme von Konzernen über die 

Einrichtung undurchsichtiger Ausschüsse 

begünstigt,10 wodurch der 2022 präsentierte 

Vorschlag bereits schwach ausfiel.11

Nachdem die ursprüngliche Einigung zwi-

schen EU-Parlament und Rat nach der 

angekündigten Enthaltung Deutschlands 

keine Mehrheit mehr im Rat fand, wurde 

mit 15. März schließlich doch noch vor den 

EU-Wahlen eine Einigung erzielt. Für diesen 

Kompromiss wurden jedoch schmerzhafte 

Zugeständnisse gemacht:12 Ein viel zu hoch 

angesetzter Schwellenwert (mehr als 1000 

Mitarbeiter:innen und mehr als 450 Mio. 

Jahresumsatz) sowie eine unverhältnismä-

ßig lange Übergangsfrist stehen dem sich 

selbst gesteckten Ziel von sauberen Liefer-

ketten im Weg: So sind um 70% weniger 

Unternehmen als ursprünglich angedacht 

betroffen. Forderungen des Parlaments 

– insbesondere eine Einbeziehung des Fi-

nanzsektors, materielle Sorgfaltspflichten 

in Bezug auf Klimaschutz sowie strengere 

Haftungen und einen weiter gefassten An-

wendungsbereich der Richtlinie – konnten 

sich auch im finalen Text nicht durchsetzen. 

Das Zustandekommen einer Einigung ist 

auch der Arbeit von Gewerkschaften, NGOs 

und Unterstützer:innen der europaweiten 

Kampagne „Gerechtigkeit geht alle an“ (Ju-

stice is Everybody’s Business13) zu verdan-

ken, zu denen auch die AK und der ÖGB 

zählen. Österreichs Regierungsarbeit in der 

Initiative war dabei einmal mehr beschä-

mend: Der Rückzieher des Bundesministers 

Kocher nach der Enthaltung Deutschlands 

in der Sache hat insofern einmal mehr für 

Diskussionen in der Koalition gesorgt.14 Die 

dennoch erreichte Einigung rief trotz einer 

weitgehenden Abschwächung lautstarken 

Protest der Industrie herbei: so sprach Busi-
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nessEurope-Chef Markus Beyrer zuletzt von 

einem ”Regulierungs-Tsunami“ vonseiten 

der EU – zu dessen Lösung sie aber ”sehr 

viele Vorschläge machen” würden.15 Aus 

gutem Grund wurde BusinessEurope wegen 

seiner engen Kontakte zur Kommission be-

reits als der ”Todesstern” der Konzernlob-

bys genannt.16

Die EU-Entwaldungsverordnung

Auf globaler Ebene gingen seit 1990 mehr 

als 420 Millionen Hektar Wald verloren – eine 

Fläche größer als die EU. Die EU selbst gilt 

mit einem weltweiten Anteil von 10%17 als 

zweitgrößte Importeurin von Produkten, die 

mit Entwaldung in Verbindung stehen. Inso-

fern ist es begrüßenswert, dass mehr Ver-

antwortung für das Konsumverhalten über-

nommen werden soll: Nach der ab 2025 an-

zuwendenden EU-EntwaldungsVO18 sollen 

künftig relevante Rohstoffe (Rind, Kakao, 

Kaffee, Ölpalme, Kautschuk, Soja, Holz) 

und Erzeugnisse daraus (z.B. Leder, Scho-

kolade, Zellstoff und Papier) nur mehr dann 

auf den EU-Markt gebracht oder exportiert 

werden, wenn sie u.a. nicht auf entwalde-

ten Flächen erzeugt wurden. Denn 90% der 

weltweiten Entwaldung gehen auf landwirt-

schaftliche Nutzung zurück.19 Die Definition 

von „Entwaldung“ ist allerdings sehr eng ge-

fasst, was einen ersten Schwachpunkt der 

Verordnung darstellt. Darüber hinaus sind 

Rohstoffe wie Zuckerrohr und Mais nicht 

in der Verordnung enthalten; ebenso wenig 

werden Savannen oder Feuchtgebiete vom 

Entwaldungsbegriff erfasst.

Anstatt eine wirksame und effektive Voll-

ziehung der Maßnahme ab nächstem Jahr 

in Österreich vorzubereiten, versuchte 

Bundesminister Totschnig zuletzt die Ver-

ordnung in einem informellen Treffen der 

EU-Landwirtschaftsminister:innen ohne 

vorhergehende Koordinierung erheblich ab-

zuschwächen20 - zum Wohlgefallen der Wirt-

schaftsverbände21, die sich gerne auf Seiten 

der kleinen und mittelständigen landwirt-

schaftlichen Betriebe inszenieren, um an-

schließend genau diesen durch eine fehlge-

leitete Agrarpolitik22 zu schaden. Denn Bil-

ligprodukte aus Drittstaaten setzen wiede-

rum heimische Landwirt:innen unter Druck, 

darunter insbesondere Kleinstbetriebe. So 

würde die effektive und lückenlose Kontrolle 

der Einhaltung der Entwaldungsverordnung 

ab 2025 die heimische Landwirtschaft und 

insbesondere kleinere Betriebe tendenziell 

stärken. Die in Österreich zuständige Be-

hörde gab jedoch zuletzt auf Anfrage an, 

dass man bislang noch nicht einmal ermittelt 

habe, wie viele Stellen für die Vollziehung ab 

2025 notwendig sein werden.23

Die Verordnung allein wird das Problem der 

zunehmenden Entwaldung wohl nicht besei-

tigen können.24 Dennoch ist mit der Initiative 

ein wichtiges Zeichen des Bewusstseins für 

die Problematik einerseits und der Verant-

wortung am derzeitigen Waldsterben ande-

rerseits gesetzt. Ebenso sind bereits Ent-

scheidungsträger:innen in z.B. den USA25 

auf die Initiative aufmerksam geworden, 

womit ein sog. „Brüssel-Effekt“26 nicht aus-

zuschließen ist: damit wird jener Umstand 

benannt, nach dem multinationale Konzerne 

aus Praktikabilitätsgründen statt nach un-

terschiedlichen Standards bloß nach dem 

strengsten Standard herstellen, und das ist 

meist der EU-Standard. Wünschenswert 

wären dennoch weitergehende, internati-

onale Kooperationen der EU zur Eindäm-

mung des globalen Waldsterbens.

Die Zwangsarbeitsverordnung

Kürzlich wurde von der EU die Verordnung 

über ein Verbot von in Zwangsarbeit herge-

stellten Produkten verabschiedet.27 Damit 

wurde erstmals ein europaweites Instru-
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ment zur Bekämpfung von Zwangsarbeit 

geschaffen, von der weltweit in etwa 28 Mio. 

Menschen direkt28, insgesamt 50 Millionen 

Menschen indirekt betroffen sind.29 Aber 

auch innerhalb der EU betrifft Zwangsar-

beit nach wie vor weit mehr Menschen30 

als herkömmlich angenommen: als ein be-

kanntes Beispiel kann die Landwirtschaft 

genannt werden, in welcher neben Arbeits- 

auch sexueller Missbrauch am Beispiel von 

marokkanischen Saisonarbeiterinnen do-

kumentiert wurde.31 Die Situation der von 

Zwangsarbeit betroffenen Menschen hat 

sich weltweit im Zuge der COVID-19-Pan-

demie zusätzlich verschärft.32 Vor dem Hin-

tergrund dieses verheerenden Ausmaßes an 

modernen Formen von Sklaverei33 wird die 

Maßnahme ausdrücklich begrüßt.

Auf EU-Ebene war man sich jedoch über 

die Herangehensweise nicht immer einig: 

im Gegensatz zum Rat, der vor allem die 

Wirtschaftsakteure unter dem Vorwand von 

Bürokratielasten schützen wollte, drängte 

das Parlament bspw. darauf, dass ein Pro-

duktverbot aufgrund von nachgewiesener 

Zwangsarbeit erst aufgehoben werden darf, 

wenn den betroffenen Zwangsarbeiter:innen 

Wiedergutmachung gewährt wurde. Ohne 

Wiedergutmachungszahlungen würde die 

Verordnung die Gefahr bergen, dass sich 

Unternehmen von Geschäftspartner:innen 

nach Missständen lösen, ohne dass eine 

Verbesserung für die Betroffenen eintritt.34 

Dass die Verordnung rein auf das Verbot 

von Produkten und nicht auch auf die Ver-

besserung der Situation der Betroffenen 

abzielt, scheint insofern zu kurz gedacht.35 

So sieht der derzeitige Kompromiss nur frei-

willige Wiedergutmachungszahlungen vor. 

Darüber hinaus wollte das EU-Parlament 

eine Beweislastumkehr in die Verordnung 

einbetten, wonach Unternehmen selbst 

nach einem begründeten Anfangsverdacht 

nachweisen müssen, dass keine Zwangs-

arbeit vorliegt.36 Dies ist insofern entschei-

dend, da ein Sammeln von notwendigen 

Beweisen auch für Behörden nicht immer 

möglich ist, wie insbesondere im Fall von 

staatlich angeordneter Zwangsarbeit deut-

lich wird.37 Zudem sieht die EU-Verordnung 

eine höhere Schwelle für das Sammeln von 

Beweisen vor als der vergleichbare US-Ta-

riff-Act,38 was einer Aufarbeitung von Miss-

ständen abträglich ist. AK-Forderungen,39 

in denen auf diese Probleme hingewiesen 

wurden, wurden jedoch von Bundesminister 

Kocher ignoriert.

Ausblick

Die genannten Maßnahmen verdeutlichen, 

dass Vorstöße auf Druck der Bevölkerung, 

von Gewerkschaften und NGOs möglich 

sind. Dabei hat sich das Europäische Par-

lament als konstruktiver Bündnispartner er-

wiesen. Allerdings veranschaulichen auch 

diese Beispiele, wie mächtig die Lobbys 

der Konzerne und Unternehmen auf na-

tionaler und EU-Ebene sind und wie groß 

deren Mitspracherecht in politischen Ent-

scheidungsprozessen ist. So fanden Eini-

gungen im Trilog (Treffen der gesetzgeben-

den EU-Gremien) in insbesondere für Wirt-

schaftsverbände unliebsamen Initiativen 

plötzlich keine Mehrheit mehr im Rat. Da-

raus kann man schließen, dass unterneh-

mensnahe Lobbys ihren Druck direkt auf 

Entscheidungsträger:innen der Mitglied-

staaten ausgeübt haben, wenn sie sich bei 

EU-Parlamentarier:innen nicht durchsetzen 

konnten.40 Viele wichtige Initiativen wurden 

dementsprechend verwässert. Insbeson-

dere Österreich nahm in diesen Manövern 

eine besonders rückschrittliche Rolle ein: 

So drängten heimische Minister in jeder der 

genannten Fälle auf eine weitestgehende 

Abschwächung der Maßnahme. Um eine 

gerechte und konsequente Umgestaltung 
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der Weltwirtschaft bewältigen zu können, 

braucht es deshalb eine weitere Aufwer-

tung des Europäischen Parlaments (z.B. 

volles Initiativrecht bei Gesetzgebungs-

verfahren) und generell eine Transparenz-

machung der Entscheidungsprozesse auf 

EU-Ebene. Um nicht länger die Interessen 

der Konzerne, sondern die der Menschen 

zu bedienen, muss die Unternehmenslobby 

auf EU-Ebene zurückgedrängt werden. Nur 

so kann ein sozial-ökologischer Umbau ge-

lingen.

Elena Ellmeier, AK Wien
elena.ellmeier@akwien.at

Felix Mayr, AK Wien
felix.mayr@akwien.at 

1	 https://www.deutschlandfunkkultur.de/ressourcenfluch-warum-viele-laender-trotz-rohstoffreichtum-100.html, abgerufen am 10.4.2024.
2	 https://www.blick.ch/wirtschaft/skrupelloser-oel-deal-mit-tschad-so-schroepfte-glencore-das-zweitaermste-land-der-welt-id19468593.

html, abgerufen am 10.4.2024.
3	 https://www.zentralplus.ch/wirtschaft/glencore-nimmt-tschad-mit-dreckigem-oel-deal-aus-2623155/. 
4	 https://www.rosalux.de/news/id/50827/kenias-problematischer-alleingang, abgerufen am 10.4.2024.
5	 https://www.brot-fuer-die-welt.de/pressemeldung/2017-eu-haehnchenfleisch-ueberschwemmt-afrikas-maerkte/, abgerufen am 

10.4.2024.
6	 EU-Chile Handelsabkommen | Arbeiterkammer Wien, abgerufen am 10.4.2024.
7	 MERCOSUR: Warum die AK das Handelsabkommen ablehnt | Arbeiterkammer abgerufen am 10.4.2024.
8	 Paralleljustiz (monde-diplomatique.de) abgerufen am 10.4.2024.
9	 EUR-Lex - 52022PC0071 - EN - EUR-Lex (europa.eu), abgerufen am 10.4.2024.
10	 Endlich am Start: Das EU-Lieferkettengesetz | Arbeiterkammer Wien, abgerufen am 10.4.2024.
11	 https://www.global2000.at/sites/global/files/inside-job-report.pdf, abgerufen am 10.4.2024.
12	 EU-Lieferkettengesetz wird stark abgeschwächt: 70% weniger Unternehmen betroffen – Euractiv DE, abgerufen am 10.4.2024.
13	 https://justice-business.org/de/startseite/, abgerufen am 10.4.2024.
14	 EU-Lieferkettengesetz: Unmut über geplante Enthaltung Kochers - news.ORF.at, abgerufen am 10.4.2024.
15	 BusinessEurope-Chef kritisiert jahrelange Wachstumsschwäche – Euractiv DE, abgerufen am 10.4.2024.
16	 BusinessEurope: the death star of corporate lobbying | Corporate Europe Observatory, abgerufen am 10.4.2024.
17	 Deforestation: causes and how the EU is tackling it | Topics | European Parliament (europa.eu), abgerufen am 10.4.2024.
18	 Verordnung - 2023/1115 - EN - EUR-Lex (europa.eu), abgerufen am 10.4.2024.
19	 Disentangling the numbers behind agriculture-driven tropical deforestation | Science, abgerufen am 10.4.2024.
20	 EU-Landwirtschaftsminister wollen Abholzungsregeln für Landwirte abschwächen – Euractiv DE, abgerufen am 10.4.2024; Week in 

Brussels: EU-US, foreign subsidies, New Zealand, deforestation, ECT benefit denial - Borderlex, abgerufen am 10.4.2024.
21	 Moosbrugger zu Agrarministerrat: EU-Entwaldungsverordnung dringend verbessern | Landwirtschaftskammer Österreich (LKÖ), 

26.03.2024 (ots.at), abgerufen am 10.4.2024., WKÖ-Kopf: EU-Entwaldungsverordnung bedroht heimische Wirtschaft | Wirtschaftskam-
mer Österreich, 27.03.2024 (ots.at), abgerufen am 10.4.2024.

22	 Over 80% of the European Union’s Common Agricultural Policy supports emissions-intensive animal products | Nature Food, abgerufen 
am 10.4.2024.

23	 Nicht genügend Personal: Kampf gegen Entwaldung droht zu scheitern | tagesschau.de, abgerufen am 10.4.2024.
24	 Out of the Woods? – Verfassungsblog, abgerufen am 10.4.2024.
25	 EU ban on deforestation-linked goods sets benchmark, say US lawmakers | Deforestation | The Guardian, abgerufen am 10.4.2024.
26	 The Brussels Effect: How the European Union Rules the World | Oxford Academic (oup.com), abgerufen am 10.4.2024.
27	 Vorschlag der Kommission: EUR-Lex - 52022PC0453 - EN - EUR-Lex (europa.eu), abgerufen am 10.4.2024.
28	 wcms_854733.pdf (ilo.org), abgerufen am 10.4.2024.
29	 50 Millionen Menschen leben in Zwangsarbeit - news.ORF.at, abgerufen am 10.4.2024.
30	 wcms_184975.pdf (ilo.org), abgerufen am 10.4.2024.
31	 Strawberry pickers’ plight exposes ‘modern slavery’ – DW – 07/20/2020, abgerufen am 10.4.2024.
32	 50 Mio. Zwangsarbeiter: Pandemie schuf mehr „moderne Sklaven“ - news.ORF.at, abgerufen am 10.4.2024.
33	 Slavery Is Not Gone, It Has Just Moved Out to Sea | The Outlaw Ocean Project, abgerufen am 10.4.2024.
34	 Menschenrechtsinstitut begrüßt politische Einigung zur Zwangsarbeitsverordnung | Institut für Menschenrechte (institut-fuer-menschen-

rechte.de), abgerufen am 10.4.2024.
35	 Tackling forced labour—without the labourers (socialeurope.eu), abgerufen am 10.4.2024.
36	 Einigung auf Einfuhrverbot von Produkten aus Zwangsarbeit - news.ORF.at, abgerufen am 10.4.2024.
37	 State-imposed forced labour | Anti-Slavery International (antislavery.org), abgerufen am 10.4.2024.
38	 231206-Evidentiary-Standard-Research_Final_digital.pdf (antislavery.org), abgerufen am 10.4.2024.
39	 FLR-Trilogue-Civil-society-Priorities_EN_Final1.pdf (akeuropa.eu), abgerufen am 10.4.2024.
40	 NGOs submit complaint about risk of MEP’s conflicts of interest | Corporate Europe Observatory, abgerufen am 10.4.2024.

Gerechte Weltwirtschaft: Konzerne auf der Bremse

https://www.deutschlandfunkkultur.de/ressourcenfluch-warum-viele-laender-trotz-rohstoffreichtum-100.html
https://www.blick.ch/wirtschaft/skrupelloser-oel-deal-mit-tschad-so-schroepfte-glencore-das-zweitaermste-land-der-welt-id19468593.html
https://www.blick.ch/wirtschaft/skrupelloser-oel-deal-mit-tschad-so-schroepfte-glencore-das-zweitaermste-land-der-welt-id19468593.html
https://www.zentralplus.ch/wirtschaft/glencore-nimmt-tschad-mit-dreckigem-oel-deal-aus-2623155/
https://www.rosalux.de/news/id/50827/kenias-problematischer-alleingang
https://www.brot-fuer-die-welt.de/pressemeldung/2017-eu-haehnchenfleisch-ueberschwemmt-afrikas-maerkte/
https://wien.arbeiterkammer.at/interessenvertretung/eu/infobrief/IB24_1_Artikel05_EU-Chile-Handelsabkommen.html
https://www.arbeiterkammer.at/interessenvertretung/eu/internationalerhandel/MERCOSUR-Warum-die-AK-das-Handelsabkommen-ablehnt.html
https://monde-diplomatique.de/artikel/!5987032
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:52022PC0071
https://wien.arbeiterkammer.at/interessenvertretung/eu/infobrief/Ausgabe22_2_Infobrief/IB22_2_Artikel01_EU-LieferkettengesetzAmStart.html
https://www.global2000.at/sites/global/files/inside-job-report.pdf
https://www.euractiv.de/section/unternehmen-und-arbeit/news/eu-lieferkettengesetz-wird-stark-abgeschwaecht-70-weniger-unternehmen-betroffen/
https://justice-business.org/de/startseite/
https://orf.at/stories/3348101/
https://www.euractiv.de/section/finanzen-und-wirtschaft/news/businesseurope-chef-kritisiert-jahrelange-wachstumsschwaeche/
https://corporateeurope.org/en/2023/09/businesseurope-death-star-corporate-lobbying
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:32023R1115
https://www.science.org/doi/10.1126/science.abm9267
https://www.euractiv.de/section/landwirtschaft-und-ernahrung/news/eu-landwirtschaftsminister-wollen-abholzungsregeln-fuer-landwirte-abschwaechen/
https://borderlex.net/2024/03/29/week-in-brussels-eu-us-foreign-subsidies-new-zealand-deforestation-ect-benefit-denial/
https://borderlex.net/2024/03/29/week-in-brussels-eu-us-foreign-subsidies-new-zealand-deforestation-ect-benefit-denial/
https://www.ots.at/presseaussendung/OTS_20240326_OTS0104/moosbrugger-zu-agrarministerrat-eu-entwaldungsverordnung-dringend-verbessern
https://www.ots.at/presseaussendung/OTS_20240326_OTS0104/moosbrugger-zu-agrarministerrat-eu-entwaldungsverordnung-dringend-verbessern
https://www.ots.at/presseaussendung/OTS_20240327_OTS0064/wkoe-kopf-eu-entwaldungsverordnung-bedroht-heimische-wirtschaft
https://www.ots.at/presseaussendung/OTS_20240327_OTS0064/wkoe-kopf-eu-entwaldungsverordnung-bedroht-heimische-wirtschaft
https://www.nature.com/articles/s43016-024-00949-4.epdf?sharing_token=WRVgjYTdwjHMgG0HeDK_s9RgN0jAjWel9jnR3ZoTv0NUFPz651PB7Prgj5svoQQNkENjMeHurAtotW74CD4P9v8LSnA3VRqlVRmzc_4QeGvu_-0P-wHQ97EHOBDj1douyQU69zJu__HXX89RE8VzaORdSTfGF6ydvEIhzUP4EIEhL7KEneL253SnudRuSg4rOop6M5k_tvskEWZfeLwW3gV-ykjlgeR5RFCc7OaLjj711cTnm3KXSzCYsWu5CJXbW9y51yr1wGIrD6wGg6fzXjd-E1rnpJ5LAaQTggyj0qEP_lqAGhfVFZm5Ufu0_ZDGrzRNPsKzkZzCs9cLTumvhC8guZU8jth5ZBKzqehmHN8%3D&tracking_referrer=www.theguardian.com
https://www.tagesschau.de/investigativ/ndr-wdr/holz-mafia-eu-100.html
https://verfassungsblog.de/out-of-the-woods/
https://www.theguardian.com/environment/2023/jan/05/eu-ban-on-deforestation-linked-goods-sets-benchmark-say-us-lawmakers
https://academic.oup.com/book/36491
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/TXT/?uri=CELEX:52022PC0453
https://www.ilo.org/wcmsp5/groups/public/---ed_norm/---ipec/documents/publication/wcms_854733.pdf
https://orf.at/stories/3284825/
https://www.ilo.org/wcmsp5/groups/public/@europe/@ro-geneva/@ilo-brussels/documents/genericdocument/wcms_184975.pdf
https://www.dw.com/en/strawberry-pickers-plight-exposes-modern-slavery-in-spain/a-54239756
https://orf.at/stories/3284874/
https://www.theoutlawocean.com/reporting/slavery-is-not-gone-it-has-just-moved-out-to-sea/
https://www.institut-fuer-menschenrechte.de/aktuelles/detail/menschenrechtsinstitut-begruesst-politische-einigung-zur-zwangsarbeitsverordnung
https://www.institut-fuer-menschenrechte.de/aktuelles/detail/menschenrechtsinstitut-begruesst-politische-einigung-zur-zwangsarbeitsverordnung
https://www.socialeurope.eu/tackling-forced-labour-without-the-labourers
https://orf.at/stories/3350648/
https://www.antislavery.org/what-we-do/state-imposed-forced-labour/
https://www.antislavery.org/wp-content/uploads/2023/12/231206-Evidentiary-Standard-Research_Final_digital.pdf
https://www.akeuropa.eu/sites/default/files/2024-02/FLR-Trilogue-Civil-society-Priorities_EN_Final1.pdf
https://corporateeurope.org/en/2023/03/complaint-mep-conflicts-interest


Artikel …

Nr 02 | Juni 2023

EDITORIAL 
Die Europäische Union und große Teile der Welt sind nun schon seit 
geraumer Zeit geprägt von Krisen. Aber wie ist es zu den Problemen ge-

kommen, vor denen wir heute stehen? Und wie lassen sie sich lösen? Die 

neue Ausgabe des EU-Infobriefs greift einige Themenfelder auf, um diesen 

Fragen nachzugehen.

In den ersten beiden Beiträgen informieren wir über kritische Infrastruktu-

ren sowie über das sogenannte „Regulatory Scrutiny Board“ und zeigen 

dabei auf, wie es überhaupt erst zu den strukturellen Problemen kommt, 

mit denen die EU zu kämpfen hat. Warum es am EU-Binnenmarkt entge-

gen der Feierlaune von Wirtschaftsvertreter:innen nicht wirklich Grund zum 

Jubeln gibt, analysiert der dritte Artikel. Wieder einmal in einer handfesten 

Krise befindet sich der Bankensektor wie ein weiterer Beitrag darstellt. Drei 

weitere Artikel – zu den kritischen Rohstoffen, zum Lieferkettengesetz und 

zum REPowerEU-Programm im Zuge der Energiewende – zeigen einerseits 

die Problematik in verschiedenen Sektoren, aber auch Lösungsansätze auf. 

Leider noch kein Ende gefunden hat der Angriffskrieg Russlands auf die 

Ukraine. Wie es den ukrainischen Gewerkschaften in dieser Situation geht, 

beschreibt ein weiterer Artikel in dieser Ausgabe. In dieser Ausgabe eben-

falls enthalten ist ein Beitrag zum Mercosur-Handelsabkommen. Eine Buch-

rezension zum „herrschaftlichen Geltungskonsum“ rundet das Bild zu der 

neuen EU-Info brief-Ausgabe ab.
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